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Kritik an Corona­Maßnahmen: Gemein­
nützigkeit und politische Betätigung
Bei  einem  eingetragenen  Verein  darf  die  Einflussnahme 
auf politische Willensbildung und Öffentlichkeit nicht über 
das hinausgehen, was im Rahmen der Verfolgung steuer­
lich  begünstigter  Zwecke  erforderlich  ist.  Der  Bundesfi­
nanzhof  (BFH)  hat  diesen  Grundsatz  in  einem  Eil­ 
verfahren präzisiert.

Gemeinnützig  ist  im  Steuerrecht  die  Verfolgung  der  in 
§ 52 AO ausdrücklich genannten Zwecke.  Ist eine Tätig­
keit  einer  Körperschaft  innerhalb  des  steuerrechtlich  be­
günstigten  Zwecks  zwangsläufig  mit  einer  gewissen 
politischen Zielsetzung verbunden, schadet dies der Ge­
meinnützigkeit  nicht. Anders  ist  es,  wenn  die  politische 
Tätigkeit  nicht  mehr  aufgrund  des  jeweiligen  steuerbe­
günstigten Zwecks erforderlich ist.

Im Streitfall  verfolgte  ein Verein  nach  seiner Satzung  die 
Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens sowie die 
Förderung  des  allgemeinen  demokratischen  Staatswe­
sens. Auf  seiner  Internetseite  stellte  er  insbesondere  die 
Effektivität  von  Masken  zum  Schutz  vor  Viren  infrage. 
Auch  veröffentlichte  er  dort  zeitweise  ein  Dokument,  in 
dem  er  die  Bundesregierung  und  die  Landesregierungen 
aufforderte,  sämtliche  in  der  Corona­Pandemie  verhäng­
ten  Maßnahmen  sofort  aufzuheben.  Gleichzeitig  forderte 
er für den Fall der Weiterführung der Maßnahmen die Ein­
setzung  eines  Untersuchungsausschusses  und  wies  in 
dem  Dokument  auf  das  Recht  zum  Widerstand  nach 
Art.  20 Abs.  4  des Grundgesetzes hin. Ein Vorstandsmit­
glied des Vereins sprach  im Zusammenhang mit den ge­
troffenen  Maßnahmen  in  der  Corona­Pandemie  über  die 
mögliche Abhängigkeit  von Politikern  von  anderen Mäch­
ten.

Der BFH hat klargestellt, dass derartige Betätigungen die 
steuerrechtliche Gemeinnützigkeit des Vereins verhindern. 
Zwar gehört zur Förderung des öffentlichen Gesundheits­
wesens  auch  die  Information  der  Bevölkerung  über  die 
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Das Steuerjahr neigt sich langsam dem Ende zu und das
Thema "Corona" bestimmt leider weiterhin unseren Alltag,
sowohl beruflich als auch privat. So hat z. B. das Landesge-
richt Osnabrück in einem konkreten Fall entschieden, dass
trotz behörlich angeordneter Geschäftsschließung kein
Recht auf Einstellung der Zahlung von Gewerberaum-
miete besteht. Weitere Details dazu lesen Sie im Kapitel
"Bauherren und Vermieter". Neu im kommenden Jahr ist,
dass Bürger:innen den Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung
nun auch elektronisch über Mein ELSTER stellen können.
Eine persönliche Kontaktaufnahme mit dem Finanzamt ist
damit nicht mehr notwendig. Wie jedes Jahr, können Sie
auch dieses Jahr seit dem 1. Oktober 2021 Ihren Lohnsteu-
er-Freibetrag für das Jahr 2022 beantragen. 

Unsere Themen im Überblick:
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Keine Umsatzsteuerbefreiung für Umsätze eines
Tennislehrers
Keine Wertguthabenfähigkeit der echten Abfindung
Lohnsteuer-Freibeträge erstmals elektronisch
Corona-Pandemie: kein Recht auf Einstellungen der
Zahlung von Gewerberaummiete
FFP2-Masken und Co.: Wann sie als Werbungskos-
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Verhinderung  und  Bekämpfung  von  Krankheiten,  der  In­
halt  der  Informationen  kann  grundsätzlich  auch  dem wi­
dersprechen, was den Parlamenten oder Regierungen als 
Grundlage  ihrer Entscheidungen dient,  aber der Hinweis 
auf  das  im  Grundgesetz  verankerte  Widerstandsrecht 
oder  die  Behauptung  einer  Abhängigkeit  von  Politikern 
von anderen Mächten hängen nach Auffassung des BFH 
nicht mit  einer  Information der Bevölkerung zum öffentli­
chen Gesundheitswesen zusammen. 

Eine Gemeinnützigkeit wegen der allgemeinen Förderung 
des demokratischen Staatswesens lehnte der BFH eben­
falls  ab.  Dafür  muss  sich  eine  Körperschaft  umfassend 
mit  den  demokratischen  Grundprinzipien  befassen  und 
diese in geistiger Offenheit objektiv und neutral würdigen. 
Dies hat der Verein jedoch nicht getan.

Quelle: BFH

Keine Umsatzsteuerbefreiung für 
Umsätze eines Tennislehrers

Das Finanzgericht (FG) Berlin­Brandenburg hat entschie­
den,  dass  für  Umsätze  eines  Tennislehrers  weder  eine 
Steuerbefreiung nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. i der Mehr­
wertsteuersystemrichtlinie –MwStSystRL– noch nach § 4 
Nr.  21  a)  bb)  Umsatzsteuergesetz  –UStG–  in  Betracht 
komme, da es sich um die Vermittlung von Spezialkennt­
nissen handele.

Im Streitfall war der Kläger aufgrund einer jährlich fortge­
schriebenen (Grundlagen­)Vereinbarung mit einem einge­
tragenen  Verein,  der  sich  dem  Tennissport  widmet,  als 
freiberuflicher  (Tennis­)Übungsleiter  im  (vereins­)organi­
sierten  Training  überwiegend  für  den  Jugend­/Nach­
wuchsbereich  tätig.  Der  Kläger  verfügte  über  Beschei­ 
nigungen zweier Landesregierungen, worin bestätigt wird, 
dass  der  von  dem  Kläger  angebotene  Tennisunterricht 
ordnungsgemäß auf einen Beruf oder eine vor einer juris­
tischen Person des öffentlichen Rechts abzulegende Prü­
fung vorbereite.

Das FG hat entschieden, dass der Begriff „die dem Schul­ 
und Bildungszweck dienenden Leistungen"  in § 4 Nr. 21 
a) Doppelbuchst. bb) UStG richtlinienkonform i. S. d. Art. 
132 Abs.  1  Buchst.  i)  MwStSystRL  auszulegen  sei.  Die 
richtlinienkonforme  Auslegung  überschreite  auch  nicht 
den Wortlaut des § 4 Nr. 21 a) bb) UStG, da der Wortlaut 
der  Befreiung  nach  der  MwStSystRL  weiter  sei.  Solche 
Leistungen  würden  vorliegen,  wenn  es  sich  um  Schul­ 
und Hochschulunterricht i. S. d. MwStSystRL handele.

Der Rechtsprechung des EUGHs, des BFHs und des Nie­
dersächsischen FGs folgend, hat das FG Berlin auch für 
den Unterricht  eines Tennislehrers  entschieden,  dass  es 
sich  nicht  um  Schul­  bzw.  Hochschulunterricht  handele. 
Im Vordergrund stehe, das Erlernen der Fähigkeiten, die 
zum  Tennisspielen  benötigt  würden  und  daher  die  Ver­
mittlung von Spezialkenntnissen, die gerade kein breites 
und vielfältiges Spektrum von Stoff abdecken würden. Die 
vorgelegten  Bescheinigungen  der  Landesbehörden  hät­
ten lediglich Indizwirkung, die widerlegt worden sei.

Quelle: FG Berlin­Brandenburg, Az. 7 K 7102/20

EINKOMMENSTEUER  UND  PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Keine Wertguthabenfähigkeit der 
echten Abfindung
Das  FG  Berlin­Brandenburg  hat  entschieden,  dass  eine 
echte Abfindung  für  den Verlust  eines Arbeitsplatzes der 
Lohnsteuer  unterliege  und  nicht  zur  Aufstockung  eines 
Wertguthabenkontos (Zeitwertkonto) genutzt werden kön­
ne,  da  kein  sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 
vorliege.

Im Streitfall schloss die Klägerin mit dem Betriebsrat auf­
grund  von  Umstrukturierungsmaßnahmen  einen  Interes­
senausgleich  mit  dem  Ziel,  Personal  abzubauen.  Darin 
wurde ausscheidenden Arbeitnehmern eine  „Freiwilligen­
Abfindung“  (Freiwilligenprogramm)  zugesagt,  welche  mit 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses fällig wurde. 

Es wurde die Möglichkeit eingeräumt, die Abfindungsleis­
tung  in  das  für  sie  geführte  Langzeitkonto  einzubringen. 
Das aufgestockte Wertguthaben sollte nach Ende der Be­
schäftigung nach § 7f SGB IV auf die Deutsche Renten­
versicherung  Bund  übertragen  werden.  Die  Klägerin 
unterwarf die Abfindungen, soweit sie dem Langzeitkonto 
zugeführt  wurden,  nicht  der  Lohnsteuer  und  führte  auch 
keine Beiträge zur Gesamtsozialversicherung ab. 

Das  FG  hat  entschieden,  dass Abfindungen  aus Anlass 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses lohnsteuerrecht­
lichen Arbeitslohn darstellen würden und mit Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses  zugeflossen  seien.  Die  an  den 
Arbeitnehmer aufgrund des Freiwilligenprogramms geleis­
tete Abfindung sei jedoch kein sozialversicherungspflichti­
ges  Arbeitsentgelt  i.  S.  des  §  14  SGB  IV.  Die  Ver­ 
einbarung  über  die  Zuführung  der Abfindung  zu  einem 
Wertguthaben  sei  daher  wegen  Fehlens  der  Geschäfts­
grundlage unwirksam, da eine echte Abfindung nicht wert­
guthabenfähig sei. Daher sei die Übertragung der um die 
Abfindungsbeträge  scheinbar  aufgestockten  Wertgutha­
benkonten  auch  nicht  wirksam  nach Maßgabe  von  §  7f 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB  IV auf die DRV möglich gewe­
sen. Folglich greife auch die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 
52 EStG nicht.

Quelle: FG Berlin­Brandenburg, Az. 4 K 4206/18
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Lohnsteuer­Freibeträge erstmals 
elektronisch
Wie  jedes  Jahr,  können  Bürger:innen  auch  dieses  Jahr 
seit  dem 1. Oktober  ihren Lohnsteuer­Freibetrag  für  das 
Jahr 2022 beantragen. Dabei handelt es sich um den so­
genannten „Antrag auf Lohnsteuer­Ermäßigung“.

Der  Freibetrag  wird  vom  Finanzamt  als  elektronisches 
Lohnsteuerabzugsmerkmal  (ELStAM)  gespeichert  und 
dem  Arbeitgeber  automatisch  mitgeteilt.  Er  erhöht  das 
monatliche  Nettoeinkommen  sofort. Außerdem  kann  der 
Freibetrag  gleich  für  zwei  Jahre  beantragt  werden.  Ein 
Freibetrag  lohnt  sich  vor  allem  bei Arbeitnehmer:innen, 
die  hohe Werbungskosten  haben,  wie  z.  B.  Fahrtkosten 
bei Berufspendlern.

Neu  im kommenden Jahr  ist, dass Bürger:innen den An­
trag  auf  Lohnsteuer­Ermäßigung  nun  auch  elektronisch 
über Mein ELSTER stellen können. Eine persönliche Kon­
taktaufnahme  mit  dem  Finanzamt  ist  damit  nicht  mehr 
notwendig.  Voraussetzung  ist  lediglich  eine  einmalige, 
kostenlose Registrierung unter www.elster.de.

BAUHERREN UND VERMIETER

Corona­Pandemie: kein Recht auf 
Einstellungen der Zahlung von 
Gewerberaummiete

Das  Landesgericht  (LG)  Osnabrück  hat  entschieden, 
dass im konkreten Fall kein Anspruch auf Einstellung von 
Gewerberaummiete  trotz  behördlich  angeordneter  Ge­
schäftsschließung besteht.

Die  Beklagte,  die  in  Deutschland  über  mehrere  hundert 
Warenhäuser  verfügt,  zahlte  für  eines  ihrer Geschäftslo­
kale,  welches  sich  im  nördlichen  Emsland  befindet,  im 
April 2020 die vereinbarte Miete nicht. Zuvor hatte sie mit 
gleichlautenden Schreiben  ihren Vermietern, unter ande­
rem auch der Klägerin, mitgeteilt, dass sie die Mietzahlun­
gen  einstelle  und  erwarte,  dass  während  der  von  der 
WHO  angekündigten  offiziellen  Dauer  der  COVID­19 
Pandemie eine Reduzierung der Miete und anderer Nut­
zungsentgelte erfolge, die dem Rückgang des „Verkehrs“ 
entspreche. Für den Zeitraum nach der Pandemie erwar­
te sie von den Vermietern weitere Mietanpassungen und 

andere  relevante Unterstützungen. Die Klägerin  hat  vor­
gerichtlich die Auffassung vertreten, ein Sachmangel der 
Mietsache  im Sinne  des BGB bestehe  nicht,  da  die Be­
klagte in der Nutzung der Räume frei sei. Darüber hinaus 
sei der Vertrieb von Waren auf anderem Weg noch mög­
lich. Schließlich  treffe die Beklagte das Verwendungsrisi­
ko  der  Räumlichkeiten.  Die  Beklagte  hat  die Abweisung 
der Klage beantragt. Sie machte unter anderem geltend, 
dass  durch  die  öffentlich­rechtliche  Schließungsanord­
nung  die  Tauglichkeit  der  Mietsache  zur  vertraglichen 
Nutzung  aufgehoben  sei.  Die  Zugänglichkeit  eines  Ge­
schäftslokals für den Publikumsverkehr sei eine Grundbe­
dingung  einer  einzelhandelsgewerblichen  Vermietung. 
Jedenfalls liege eine Störung der Geschäftsgrundlage vor, 
was  zu  einem  vollständigen  Wegfall  der  Mietzahlungs­
pflicht führe.

Das  LG  gab  nun  der  Vermieterin  recht.  Das  Verwen­
dungs­ und Gewinnerzielungsrisiko  treffe beim Gewerbe­
raummietvertrag  den  Mieter.  Eine  Vereinbarung  zu 
Besucher­  und  Kundenfrequenz  sei  nicht  getroffen  wor­
den.  Die  behördlich  verordneten  Beschränkungen  recht­
fertigten  nicht  die  Annahme  eines  Mangels  von  zum 
Betrieb eines Einzelhandelsgeschäfts vermieteten Räum­
lichkeiten.  Die  Gründe,  die  zu  den  angeordneten  Nut­
zungs­  und  Betriebsbeschränkungen  geführt  hätten, 
beruhten weder auf dem baulichen Zustand noch auf der 
Lage der Mietsache. Ebenso wenig entfalle der Anspruch 
der Klägerin wegen einer Störung der Geschäftsgrundla­
ge.  Die Auswirkungen  der  COVID­19  Pandemie  für  den 
Einzelhandel seien zwar nicht vorhersehbar gewesen. Sie 
seien jedoch weder dem Risikobereich der Klägerin noch 
demjenigen der Beklagten zuzuordnen. Es könne wegen 
der Unwägbarkeiten  in Erwägung gezogen werden, dass 
die  Nachteile  solidarisch  von  beiden  Parteien  getragen 
würden.  Eine  solche  Anpassung  komme  allerdings  nur 
dann in Betracht, wenn das Festhalten am Vertrag für die 
Beklagte unzumutbar sei. Hierzu seien die konkreten Aus­
wirkungen  für beide Vertragsparteien zu berücksichtigen. 
Nach Auffassung  der  Kammer  war  das  Vorbringen  der 
Beklagten nicht ausreichend, um das Festhalten am Ver­
trag als unzumutbar zu bewerten. Zum einen seien nicht 
sämtliche Mitarbeiter  in  Kurzarbeit  gewesen.  Zum ande­
ren habe die Möglichkeit des Online­Handels bestanden. 
Schließlich  widerspreche  das  Verhalten  der  Beklagten 
auch den Grundsätzen eines ehrbaren Kaufmannes. Die 
Beklagte  habe  in  ihrer  Mitteilung  über  die  Zahlungsein­
stellung gegenüber der Klägerin sowie ihren weiteren Ver­
mietern  unzweifelhaft  zum Ausdruck  gebracht,  einseitig 
Risiken auf die Klägerin sowie die weiteren Vermieter ab­
wälzen zu wollen, ohne – in Anbetracht der für alle Markt­
teilnehmer  neuen  Situation  –  nach  einer  konstruktiven 
Lösung zu suchen. Unter Berücksichtigung dessen könne 
die Beklagte nicht erwarten, im Rahmen einer umfassen­
den  Interessenabwägung eine Reduzierung der Mietzah­
lungsverpflichtung zu erreichen.

Quelle: LG Osnabrück, Az. 18 O 184/21
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Bundesverband (vzbv) die Erhebung weiterer Musterfest­
stellungsklagen.  Dafür  werden  Kund:innen  der  Sparkas­
sen Märkisch­Oderland und Mansfeld­Südharz sowie der 
Kreissparkasse  Stendal  gesucht,  deren  Prämiensparver­
träge im Jahr 2018 endeten.

Der  BGH  hat  geurteilt,  dass  die  Sparkasse  Leipzig  die 
Zinsen nicht einseitig verändern darf. Aufgrund dieses Ur­
teils können auch Kund:innen anderer Sparkassen erheb­
liche Nachzahlungen verlangen. Häufig geht es dabei um 
mehrere  tausend  Euro.  Viele  Sparkassen  haben  in  den 
vergangenen  Jahren  massenhaft  Prämiensparverträge 
gekündigt. Bei Verträgen, die im Jahr 2018 endeten, droht 
mit Ablauf des Jahres 2021 die Verjährung der Nachzah­
lungsansprüche.

Der  vzbv  prüft  Musterfeststellungsklagen  gegen  weitere 
Sparkassen,  um  auch  deren  Kund:innen  die Möglichkeit 
zur  unkomplizierten  Verjährungshemmung  und  zur  Klä­
rung ihrer Ansprüche zu bieten.

Mindestens  50  Verbraucher:innen  müssen  sich  an  der 
Klage  beteiligen.  Den  Verbraucher:innen  entstehen  kei­
nerlei  Kosten  oder  sonstige  Verpflichtungen.  Die  Kosten 
der  Musterfeststellungsklage  trägt  der  vzbv.  Verbrau­
cher:innen  können  unter  musterfeststellungsklagen.de/
praemiensparen ihre Daten und Unterlagen übermitteln.

Gegen  einige  Sparkassen  laufen  bereits  Musterfeststel­
lungsklagen. Sofern die Klageregister noch geöffnet sind, 
können  Verbraucher:innen  durch  eine  wirksame Anmel­
dung zum Klageregister die Verjährung hemmen. Das ist 
aktuell  für  Kund:innen  folgender  Sparkassen  möglich: 
Saalesparkasse,  Sparkasse  Nürnberg,  Stadtsparkasse 
München. Kund:innen der Sparkassen Bautzen  und Mit­
telsachsen  können  sich  zudem  bei  der  Verbraucherzen­
trale Sachsen melden.

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer, Einkommensteuer
10.12.2021 (13.12.2021) 

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
23.12.2021 (Beitragsnachweis)
28.12.2021 (Beitragszahlung)

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.
* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb 

unsere Briefe zur  Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor 

Ihren  Entscheidungen  grundsätzlich  unsere  Beratung  in Anspruch  neh­

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

FÜR HEILBERUFE

FFP2­Masken und Co.: Wann sie als 
Werbungskosten zählen
Medizinische  Masken  gehören  mittlerweile  zu  unserem 
Alltag. Regelmäßig kaufen und brauchen wir neue Exem­
plare. Dabei entstehen Kosten. Können Arbeitnehmer die­
se  Ausgaben  unter  Umständen  als  Werbungskosten 
absetzen?

Viele Arbeitnehmer:innen müssen weiterhin  bei  ihrer  be­
ruflichen Tätigkeit eine medizinische Maske tragen. Wenn 
Beschäftigte selbst für die Anschaffung aufkommen müs­
sen, können sie aber steuerlich profitieren.

Die Belege für den Kauf von medizinischen Masken soll­
ten  aufbewahrt  werden.  Die Ausgaben  sollten  Verbrau­
cher  zusammenrechnen  –  zumindest  wenn  sie  die 
Masken  für  ihren Beruf brauchen. Denn wer Schutzmas­
ken  für  berufliche Zwecke anschafft,  kann die Ausgaben 
dafür als Werbungskosten geltend machen.

Stellt  der Arbeitgeber  oder  die Arbeitgeberin  die Masken 
zur  Verfügung,  sind  diese  für  Arbeitnehmer  steuerfrei. 
Wer zusätzliche Masken kauft, kann die Kosten ebenfalls 
in der Steuererklärung geltend machen.

Tipp: Der ausgegebene Betrag für die beruflich genutzten 
Masken  sollte  bei  den  Werbungskosten  in  der  Einkom­
mensteuererklärung in der Anlage N bei sonstigen Kosten 
eingetragen werden. Unternehmer können die Kosten als 
Betriebsausgabe angeben.

Darüber hinaus kann man die Aufwendungen  für die An­
schaffung der Atemschutzmasken steuerlich nicht geltend 
machen – weder als Sonderausgaben noch als außerge­
wöhnliche Belastungen. Der Fiskus ordnet solche Ausga­
ben  grundsätzlich  der  privaten  Lebensführung  zu  und 
berücksichtigt  sie  deshalb  nicht.  Das  betrifft  vor  allem 
Rentner, aber auch Eltern, die die Masken für schulpflich­
tige Kinder kaufen.

LESEZEICHEN

Nutzung von Elektro­ und Hybridelek­
trofahrzeugen
Lesen  Sie  mehr  zur  Nutzung  eines  betrieblichen  Kraft­
fahrzeugs  für  private  Fahrten,  Fahrten  zwischen  Woh­
nung  und Betriebsstätte  sowie  zur Nutzung  von Elektro­ 
und  Hybridelektrofahrzeugen  unter  folgendem  Shortlink: 
https://tinyurl.com/c2bma84r

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Verjährung droht: vzbv sucht 
Prämienspar­Kund:innen
Sparkassen­Kund:innen  mit  Prämiensparverträgen  kön­
nen  nach  der  Entscheidung  des  BGH  erhebliche  Nach­
zahlungsansprüche  zustehen.  Um  die  Verjährung  dieser 
Ansprüche  zu  verhindern,  prüft  der  Verbraucherzentrale 
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